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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit ist problemorientiert; sie soll ein für die Gesellschaft ak-
tuelles Problem, nämlich die mangelnde Durchsetzungskraft  vom Selbstverwirk-
lichungsrecht des Schülers als Kern des Grundrechts auf Bildung im Grundgesetz 
im pluralistischen Kulturstaat herausarbeiten, besonders für die religiösen Bezüge 
in der Schule mit einem Blick auf das Kruzifix-Urteil  des Bundesverfassungs-
gerichts. Damit soll sie einen Beitrag zur verfassungstheoretischen,  verfassungs-
rechtlichen, kulturverfassungsrechtlichen,  schulrechtlichen und religionsrecht-
lichen Behandlung und Bewältigung der Weiterentwicklung der Schule von der 
Schülerseite leisten. 

I . 

Es ist selbstverständlich, daß das Leben um so weniger gelingt, je mehr es nach 
einem äußeren Plan gelebt wird. Leben ist um so erfüllter,  je näher es seiner inne-
ren Struktur und Qualität entspricht, dem, was man in sich als sein eigenes, sich 
gemäßes Leben entdeckt1. Es ist natürlich, daß jedem Menschen diese bewußt-
seinsrichtende und motivierende Kraft  zur Selbstverwirklichung als „natürliche 
Neigung" innewohnt und in ihm wirksam ist. 

Die Rechtsordnung steht hier vor einem „Normierenmüssen"2 eines bereits im 
gesellschaftlichen Zusammensein vorgeprägten menschlichen Wollenmüssens. 
Schon im gesellschaftlichen Miteinander ist die Selbstverwirklichung des Men-
schen „instinktiv motiviert". Die Lebensverhältnisse des Menschen in der Gesell-
schaft tragen, wenn auch mehr oder weniger entwickelt, ihr Maß und ihre Ordnung 
in sich. Die Rechtsordnung ist um der Selbstverwirklichung des Menschen willen 
da. Auf sie muß der denkende Jurist zurückgehen, wenn es an einer positiven 
Norm fehlt oder wenn dieselbe unvollständig oder unklar ist3. 

1 Jürgen  Blattner,  Selbstverwirklichung als Leitidee in der Ausbildung seelsorgerlicher 
Berater, in: K.  Hilpert  (Hrsg.), Selbstberwirklichung: Chancen, Grenzen, Wege, Mainz 1987, 
S. 159 ff. 

2 Günter  Dürig,  Art. 2 des Grundgesetzes und die Generalermächtigung zu allgemeinpoli-
zeilichen Maßnahmen, AöR 79 (1953/54), S. 72. 

3 Der sich selbstverwirklichende Mensch, der in dieser Arbeit immer beschrieben und be-
tont wird, existiert vielleicht nicht allzu oft. Er ist das theoretische Ziel, der hypothetische 
Endpunkt persönlicher Entwicklung. Es ist zu beobachten, wie Menschen durch optimale Er-
fahrungen in Erziehung und Bildung auf dieses Ziel zusteuern. Was man sieht, ist der unvoll-
kommene Mensch, der sich auf dieses Ziel bewegt. Was in dieser Arbeit beschrieben wird, ist 
die Version diseses Ziels in seiner durch die Erziehung und Bildung durchsetzbaren Form, 

3 Hsu 
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Der Wesensgehalt der Rechtsordnung möchte keinen Menschen, der als ein an-
derer lebt, als der er ist. Und in der Verfassung ist auch selbstverständlich, daß die 
staatliche Organisation sich nicht auf den selbstentfremdeten, selbstentzweiten 
Menschen zwischen Anspruch und Wirklichkeit richtet, vielmehr an den Menschen 
in seiner Eigenheit, in seiner Individualität und in seiner Integration mit der plura-
listischen Gesellschaft. 

Der Rechtsordnung bedarf  es, um die Selbstverwirklichung des Menschen in der 
pluralistischen Gesellschaft durchzusetzen. Hierfür  sind die Grundrechte wichtig4. 
Ob der Mensch sich selbst verwirklichen kann, entscheidet sich schon in der Kind-
heit, deshalb sind die Erziehung und Bildung der Kinder durch die Grundrechte in 
der Verfassung zu garantieren. Das Ziel der Erziehung und Bildung ist nicht um 
des Staates willen da, sondern um der Selbstverwirklichung des Menschen in der 
pluralistischen Gesellschaft willen. 

Können die Erziehung und Bildung einzelne und Gruppen darauf vorbereiten, in 
einer Welt zufrieden zu leben, deren vorherrschendes Merkmal der immer schneller 
werdende Wandel ist? Oder ist es für den Menschen unmöglich, sich anzupassen? 
Kann der Staat der wachsenden Selbstverwirklichung des Schülers an den öffent-
lichen Schulen und an den weiterführenden Ausbildungsstätten entsprechen - einer 
Selbstverwirklichung gegen das soziale Wertsystem, gegen die Unpersönlichkeit 
der Lerninstitutionen, gegen aufgezwungene Curricula, gegen die staatliche Aus-
stattung von Unterrichtsräumen mit einem Symbol? Oder wird sich der andersden-
kende Schüler aus den „Stätten der Bildung" herausbewegen und sie ausschließlich 
den Konformisten überlassen? Wird das Bildungssystem als Ganzes - die traditio-
nellste, konservativste, starrste, bürokratischste Institution unserer Zeit - die wirk-
lichen Probleme des modernen Lebens in den Griff  bekommen? Oder wird es wei-
terhin von den gewaltigen staatlichen Zwängen zu Konformität und Rückschritt ge-
fesselt bleiben, die seinen eigenen Traditionalismus noch verstärken? 

Man kann nicht denselben Menschen auf der einen Seite für frei  und selbständig 
erklären und ihm auf der anderen Seite Ehrfurcht  vor Gott, Achtung vor religiöser 
Überzeugung, dem Christentum oder ähnliche traditionelle religiöse Verhaltens-
weisen als Erziehungsziele in den öffentlichen  Schulen beibringen oder gar abfor-
dern wollen5. 

besonders angesichts der Rechtswissenschaft. Vgl. Gustav  Radbruch,  Die Natur der Sache 
als juristische Denkform, in: Festschrift für R. Laun, Hamburg 1948, S. 157 ff. 

4 Vgl. Thomas  Fleiner,  Was sind Menschenrechte, Zürich 1996, S. 11 ff. 
5 Der sich selbstverwirklichende Mensch als Ziel der Erziehung und Bildung wird in die-

ser Arbeit - was offensichtlich  ist - um des Versuchs willen beschrieben, Erzieher zu veran-
lassen, gründlicher über ihre eigenen Zielvorstellungen nachzudenken. Die Auffassung,  daß 
jeder wüßte, was einen„gebildeten Menschen44 ausmacht, war so lange vorherrschend, daß 
fast nie der Tatsache ins Auge gesehen wurde, daß diese bequeme Definition inzwischen für 
die moderne Gesellschaft vollkommen irrelevant ist. Daher stellt diese Arbeit eine Empfeh-
lung für die Erzieher aller Stufen dar. Vgl. Gerd  Roellecke,  Erziehungsziele und der Auftrag 
der Staatsschule, in: W.  Zeidler/Th.  Maunz/G.  Roellecke  (Hrsg.), Festschrift zum Hans Joa-
chim Faller, München 1984, S. 189 ff. 
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Natürlich ist das Problem längst erkannt. Längst hat man auch die naheliegende 
Lösung verworfen,  die Kinder oder Jugendlichen einfach unfrei  und unselbständig 
zu erklären6. Abgesehen davon, daß Grundrechte aus vielerlei Gründen auch für 
Kinder oder Jugendliche in der Schule gelten müssen7, verschiebt diese Lösung 
das Problem nur auf die Ebene des elterlichen Erziehungsrechts. Dort ist es zwar 
leichter zu ertragen, aber auch schwerer8 zu lösen. 

I I . 

Eine der wichtigsten Bestimmungen zu diesem Problem ist Art. 2 Abs. 1 GG, 
der das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit garantiert. Aus ihm lassen 
sich eine Reihe konkreter Forderungen ableiten, denen die Selbstverwirklichung 
des Schülers zu genügen hat. Das setzt freilich voraus, daß man erstens den Sinn 
dieses Grundrechts genügend präzise erfaßt und zweitens klärt, inwieweit sich 
auch Schüler darauf berufen können9. 

Menschen besitzen ein natürliches Potential10 zum Lernen. Sie sind neugierig ge-
genüber ihrer Welt, wenn diese Neugier nicht durch die Erfahrungen,  die sie in un-
serem Bildungssystem machen, abgestumpft wird. Sie sind in selbstverwirk-
lichender  Weise begierig, sich zu entwickeln und zu lernen. Als rechtlicher Aspekt 
kommt Art. 2 Abs. 1 GG das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit hin-
zu. Damit kann nur gemeint sein, daß jeder über das Ob und Wie der Selbstentfal-

6 Vgl. Thomas  Oppermann,  Nach welchen Grundsätzen sind das öffentliche  Schulwesen 
und die Stellung der an ihm Beteiligten zu ordnen? - Gutachten C für den 51. Deutschen 
Juristentag, München 1976, S. 83. 

7 Die rechtlichen Voraussetzungen für die Selbstverwirklichung des Schülers, auch die 
politischen Kontextbedingungen, sind bei der Arbeit an dieser Aufgabe sicherlich notwendi-
ge, in einem bildungstheoretischen Sinne aber noch nicht hinreichende Bedingungen. Die 
hinreichenden Bedingungen sind erst dann gegeben, wenn sich die Schule als Institution ei-
nes modernen Lehrens und Lernens dadurch rechtfertigt,  daß sie die Grenzen der Herkunft-
milieus durch Zugänge zu pluralen Lebensformen und Denkweisen überschreiten hilft. Auf 
diese Weise soll sie die Heranwachsenden darin unterstützen, gegen die Zumutungen der 
sozialen Herkunft und gegen die Präokkupationen, die mit der Schule selbst verbunden sind, 
eine eigene Lebensform wählen zu können. Aber das Grundrecht auf Bildung ist das Stief-
kind im Grundgesetz, in dem sein grundrechtlicher Charakter nicht ausdrücklich garantiert 
ist. Vgl. Albert  Bleckmann,  Staatsrecht II - Die Grundrechte, 4. Aufl., Köln 1997, S. 67 ff. 

8 Ein Kind lernt von seinen christlichen Eltern, daß Gott die Welt erschaffen  und am sech-
sten Tage, als Krone der Schöpfung, 'nach seinem Bilde', den Menschen ins Leben gerufen 
habe. Im Biologieunterricht wird dasselbe Kind mit einer anderen Geschichte konfrontiert. 
Hier gilt nicht das erste Buch Mose, sondern eine der Versionen der Evolutionstheorie als das 
zu Lernende. Vgl. Adalbert  Rang, Pädagogik und Pluralismus, in: F.  Hey  ting / H.-E. Tenorth 
(Hrsg.), Pädagogik und Pluralismus, Weinheim 1994, S. 24. 

9 Vgl. Ekkehart  Stein,  Das Recht des Kindes auf Selbstentfaltung in der Schule, Neuwied 
1967, S. 67. 

w Vgl. Jean Houston,  Der mögliche Mensch - Handbuch zur Entwicklung des mensch-
lichen Potentials, Basel 1984. 
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